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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Haushaltskontrollausschuss legt dem Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung als federführendem Ausschuss folgende Änderungsanträge vor: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) In der Mitteilung der Kommission 

an das Europäische Parlament, den Rat, 

den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen mit dem Titel „Ernährung und 

Landwirtschaft der Zukunft“ vom 

29. November 2017 wird dargelegt, welche 

Herausforderungen für die Gemeinsame 

Agrarpolitik (im Folgenden „GAP“) in der 

Zeit nach 2020 bestehen und welche Ziele 

und Ausrichtung sie haben soll. Diese Ziele 

umfassen unter anderem die Notwendigkeit 

einer ergebnisorientierteren GAP, 

vermehrte Modernisierung und größere 

Nachhaltigkeit, einschließlich der 

wirtschaftlichen, sozialen, umwelt- und 

klimapolitischen Nachhaltigkeit in der 

Land-und Forstwirtschaft sowie in 

ländlichen Gebieten, sowie die 

Verringerung des Verwaltungsaufwands 

für die Begünstigten mit Zusammenhang 

mit den Rechtsvorschriften der Union. 

(1) In der Mitteilung der Kommission 

an das Europäische Parlament, den Rat, 

den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen mit dem Titel „Ernährung und 

Landwirtschaft der Zukunft“ vom 

29. November 2017 wird dargelegt, welche 

Herausforderungen für die Gemeinsame 

Agrarpolitik (im Folgenden „GAP“) in der 

Zeit nach 2020 bestehen und welche Ziele 

und Ausrichtung sie haben soll. Diese Ziele 

umfassen unter anderem die Notwendigkeit 

einer ergebnisorientierteren GAP, 

vermehrte Modernisierung und größere 

Nachhaltigkeit, einschließlich der 

wirtschaftlichen, sozialen, umwelt- und 

klimapolitischen Nachhaltigkeit in der 

Land-und Forstwirtschaft sowie in 

ländlichen Gebieten (unter anderem mit 

einer stärkeren Hinwendung zur 

Agroforstwirtschaft), die Eindämmung 

von Lebensmittelabfällen und die 

Förderung von 

Sensibilisierungsmaßnahmen im Hinblick 

auf gesunde Essgewohnheiten sowie die 

Verringerung des Verwaltungsaufwands 

für die Begünstigten mit Zusammenhang 

mit den Rechtsvorschriften der Union. 
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Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Da die GAP entschlossener auf die 

Herausforderungen und Chancen reagieren 

muss, die sich Unionsebene, auf 

internationaler, nationaler, regionaler und 

lokaler Ebene oder auf Ebene des 

einzelnen landwirtschaftlichen Betriebs 

ergeben, bedarf es einer Straffung der 

Verwaltung der GAP, einer wirksameren 

Umsetzung der Ziele der Union und einer 

wesentlichen Verringerung des 

Verwaltungsaufwands. In dieser auf 

Leistung („Umsetzungsmodell“) 

ausgerichteten GAP sollte die Union 

lediglich allgemeine Parameter, wie die 

Ziele der GAP und grundlegende 

Anforderungen, festlegen, während die 

Mitgliedstaaten mehr Verantwortung dafür 

übernehmen sollten, wie sie die Ziele 

erreichen und die entsprechenden 

Zielwerte einhalten. Durch mehr 

Subsidiarität kann den Bedingungen und 

dem Bedarf vor Ort besser Rechnung 

getragen und die Unterstützung so 

zugeschnitten werden, dass sie den 

bestmöglichen Beitrag zur Verwirklichung 

der Ziele der Union leisten kann. 

(2) Da die GAP entschlossener auf die 

Herausforderungen und Chancen reagieren 

muss, die sich Unionsebene, auf 

internationaler, nationaler, regionaler und 

lokaler Ebene oder auf Ebene des 

einzelnen landwirtschaftlichen Betriebs 

ergeben, bedarf es einer Straffung der 

Verwaltung der GAP, einer wirksameren 

Umsetzung der Ziele der Union und einer 

wesentlichen Verringerung des 

Verwaltungsaufwands. In dieser auf 

Leistung („Umsetzungsmodell“) 

ausgerichteten GAP und mit dem 

vordringlichen Ziel eines dauerhaften 

Ertrags für die Produzenten sollte die 

Union lediglich allgemeine Parameter, wie 

die Ziele der GAP und grundlegende 

Anforderungen, festlegen. Die 

Mitgliedstaaten sollten mehr 

Verantwortung dafür übernehmen, wie sie 

die Ziele erreichen und die entsprechenden 

Zielwerte einhalten. Durch mehr 

Subsidiarität kann den Bedingungen und 

dem Bedarf vor Ort besser Rechnung 

getragen und die Unterstützung so 

zugeschnitten werden, dass sie den 

bestmöglichen Beitrag zur Verwirklichung 

der Ziele der Union leisten kann. 

Begründung 

Zwar kann den Mitgliedstaaten bei der Verteilung der GAP-Finanzmittel mehr Autonomie 

gewährt werden, aber einige wenden immer noch ein ungerechtes flächenbezogenes System 

an, ohne die am meisten Bedürftigen, die kleineren Landwirtschaftsbetriebe, zu 

berücksichtigen. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Vorschriften für die Klassifizierung 

von Keltertraubensorten durch die 

Mitgliedstaaten sollten dahingehend 

geändert werden, dass die 

Keltertraubensorten Noah, Othello, 

Isabelle, Jacquez, Clinton und Herbemont, 

die zuvor ausgeschlossen waren, 

einbezogen werden. Um sicherzustellen, 

dass die Weinerzeugung in der Union auf 

eine größere Resistenz gegenüber 

Krankheiten hinarbeitet und Rebsorten 

verwendet werden, die besser an die sich 

ändernden klimatischen Bedingungen 

angepasst sind, sollte vorgesehen werden, 

dass Keltertraubensorten der Art Vitis 

Labrusca sowie aus Kreuzungen der Arten 

Vitis vinifera, Vitis Labrusca mit anderen 

Arten der Gattung Vitis für die 

Weinerzeugung in der Union angebaut 

werden dürfen. 

(9) Vorschriften für die Klassifizierung 

von Keltertraubensorten durch die 

Mitgliedstaaten sollten dahingehend 

geändert werden, dass die 

Keltertraubensorten Noah, Othello, 

Isabelle, Jacquez, Clinton und Herbemont, 

die zuvor ausgeschlossen waren, 

einbezogen werden. Um sicherzustellen, 

dass die Weinerzeugung in der Union auf 

eine größere Resistenz gegenüber 

Krankheiten hinarbeitet und Rebsorten 

verwendet werden, die besser an die sich 

ändernden klimatischen Bedingungen 

angepasst sind, sollte vorgesehen werden, 

dass Keltertraubensorten der Art Vitis 

Labrusca sowie aus Kreuzungen der Arten 

Vitis vinifera, Vitis Labrusca mit anderen 

Arten der Gattung Vitis für die 

Weinerzeugung in der Union angebaut 

werden dürfen. Es sollte jedoch keine 

Regelung für gentechnisch veränderte 

Sorten getroffen werden. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 a (neu) 

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 

Artikel 61 – Absatz 1 

 
Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 (4a) Artikel 61 Absatz 1 erhält folgende 

Fassung:  

Das Genehmigungssystem für 

Rebpflanzungen gemäß diesem Kapitel gilt 

vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 

2030, wobei die Kommission eine 

Halbzeitüberprüfung zur Bewertung der 

Funktionsweise der Regelung vornimmt 

 „Das Genehmigungssystem für 

Rebpflanzungen gemäß diesem Kapitel 

wird von der Kommission im Jahr 2023 

geprüft, um sein Funktionieren zu 

bewerten und gegebenenfalls Vorschläge 

zur Verbesserung seiner Wirksamkeit 
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und gegebenenfalls Vorschläge vorlegt. vorzulegen.“  

Begründung 

Das im Zuge der Reform von 2013 als Ersatz für die Pflanzungsrechtregelung eingeführte 

Genehmigungssystem für Rebpflanzungen funktioniert zur allgemeinen Zufriedenheit. Daher 

ist es zweckmäßig, dieses System dauerhaft beizubehalten, wobei zugleich die Pflicht zur 

Überprüfung bestehen bleiben sollte, um es bei Bedarf zu verbessern. Der für die 

Überprüfung vorgeschlagene Zeitpunkt ist früh genug angesetzt, damit die Ergebnisse der 

Überprüfung in die Vorarbeiten für den nächsten Zeitraum einfließen können. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 28 a (neu) 

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 

Artikel 226 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (28a)  Folgender Artikel wird eingefügt: 

 „Artikel 226a 

 Leistungsrahmen: 

 1. Die Kommission führt einen 

Leistungsrahmen ein, der die 

Überwachung und Evaluierung der 

Leistung des Plans zur Krisenbewältigung 

während der Durchführung sowie die 

entsprechende Berichterstattung 

ermöglicht. 

 2. Der Leistungsrahmen umfasst 

folgende Elemente: 

 (a) gemeinsame Kontext-, Leistungs-, 

Ergebnis- und Wirkungsindikatoren, die 

als Grundlage für die Überwachung, 

Bewertung und jährlichen 

Leistungsberichte dienen; 

 (b) Zielwerte und jährliche 

Etappenziele, die anhand von 

Ergebnisindikatoren für das jeweilige 

spezifische Ziel festgelegt werden; 

 (c) Datenerhebung, -speicherung und 

-übertragung; 
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 (d) Jahresberichte über die Leistung 

des Plans zur Krisenbewältigung für jedes 

der im Lauf des Jahres betroffenen 

Erzeugnisse; 

 (e) Prüfung potenzieller 

Rationalisierungsmaßnahmen bei der 

gesamten Nutzung des EGFL; 

 3. Die Ziele des Leistungsrahmens 

bestehen darin, 

 (a) die Auswirkungen, Wirksamkeit, 

Effizienz, Zweckdienlichkeit, Kohärenz 

und den europäischen Mehrwert der GAP 

zu bewerten; 

 (b) an das Europäische Parlament 

und den Rat über die der Kommission 

übertragenen Befugnisse zur Verhütung 

und Bewältigung von Krisen Bericht zu 

erstatten, 

 (c) aus der aktuellen Verbrauchs-

Logik des EGFL-Haushalts auszusteigen, 

 (d) eine Logik der antizyklischen 

Bewirtschaftung von Agrarmärkten und 

-einkommen zu entwickeln, bei der die 

Regulierungsbehörde des Agrarsektors, 

d.h. die Kommission, die Verwendung 

öffentlicher Mittel entsprechend den 

Wirtschaftszyklen, Klimaveränderungen 

und geopolitischen Spannungen 

optimiert.“ 

Begründung 

Die Artikel 91 und 113 des Entwurfs der Verordnung über die Strategiepläne, in dem die 

Mitgliedstaaten ihre begründeten Entscheidungen der Kommission vorlegen müssen, werden 

zusammengefasst. Die Kommission muss ihre Krisenbewältigungsstrategie festlegen, damit 

sie dem Parlament und dem Rat Bericht erstatten kann. Die Klärung ihrer Strategie ist eine 

unumgängliche Voraussetzung dafür, dass die Mitgliedstaaten ihrerseits ihre 

Prioritätensetzung festlegen können. 

 

 


